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Foirwer retete eine 
oile aus dem Stal
Von Roland Stark

Der Zwischenfall ist 
noch in bester
Erinnerung: Ich war 
schon nicht mehr als
Heilpädagoge in
einer eigenen Klasse
beschäftigt, sondern
als mobiles Einsatz-
kommando. Ein
Saisonarbeiter auf
Abruf. Vor mir ein

Stapel Aufsatzhefte zum Korrigieren. Zeitformen,
logischer Aufbau, Gliederung mit Einleitung, 
Hauptteil, Schluss. Spannungsbogen, Fantasie etc. 
Das Übliche. Als ich dann aber auch noch die
Rechtschreibfehler anstrich, kassierte ich einen 
Zusammenschiss der Deutschlehrerin, die mich 
unverblümt als pädagogischen Hinterwäldler
beschimpfte. Tatort: eine 6. Klasse der
Primarschule, damals noch Orientierungsschule
genannt.

Offenbar liess sich die Kollegin von der an
sich löblichen Grundhaltung leiten, die Lust am 
kreativen Text, Spass und Freude seien für die
Schülerinnen und Schüler wichtiger als Ortho-
grafie und Grammatik.  Die Methode «Lesen
durch Schreiben» stammt ursprünglich vom 
Schweizer Reformpädagogen Jürgen Reichen.
Gearbeitet wird mit einer Anlauttabelle. Dabei ist 
der Anlaut mit einem Bild verbunden: mit B eine 
Banane, S mit Suppe oder A mit Affe. Die Kinder
schreiben nach Gehör, ohne Rücksicht auf die
lästige Rechtschreibung. 

In einem Aufsatz über seinen Berufswunsch
darf das Kind also unbeschwert von Regeln und
ohne störendes Meckern von Eltern oder Lehrern
schreiben: «Schpäta möchte ich ainmal ain
übasätuza für die fereinten nazionen werdn.»

Zwar wird «Schreiben nach Gehör» in den
Schweizer Schulen kaum noch in lupenreiner
Form angewendet. Die Vernachlässigung eines
regelmässigen und systematischen Rechtschreibe-
unterrichts zieht sich wie ein roter Faden durch
den Sprachunterricht. Die Weisheit «Was Häns-
chen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr» ist in
Vergessenheit geraten oder im «Sprachbad» 
abgesoffen. Orthografie ist wie Lesen eine Kern-
kompetenz und sollte in den ersten Schuljahren 
geübt werden. «Ohne Fleiss kein Preis» heisst 
denn auch eine andere missachtete Weisheit.

Entsprechend häufen sich die Klagen der
Anschlussschulen, dass sie die Defizite aus der
Grundschule ausbügeln müssten und auch die
Universitäten bemerken eine wachsende Recht-
schreibeschwäche ihrer Studienanfänger.

Munition für die Gegner der «Reichen-
Methode» liefert nun eine Studie von Bonner
Bildungsforschern. Die Wissenschaftler unter-
suchten die Rechtschreibeleistungen von mehr als
3000 Grundschülern in Nordrhein-Westfalen.
Danach machten jene Schüler, die mit «Lesen
durch Schreiben» gelernt hatten, am Ende der
vierten Klasse 55 Prozent mehr Fehler als Kinder, 
denen das Schreiben mit der klassischen Fibel 
beigebracht wurde. Die Studie ergab auch keine
Anhaltspunkte für die gängige Behauptung, der
«Laisser-faire-Unterricht» würde die Kinder
stärker motivieren. Im Gegenteil: Haben sich die
Kinder die falsch geschriebenen Wörter einmal
eingeprägt, ist es für viele eine Qual, sich an die
korrekte Schreibweise zu gewöhnen.

Unter der Überschrift «Das grosse Desinteresse»
schreibt Die Zeit, leicht resigniert, dass der Fall
exemplarisch ein Problem verdeutliche, «das viele 
Forscher beklagen: Die Wissenschaft spielt in der
Bildungspolitik kaum eine Rolle. Ihre Erkennt-
nisse werden selten umgesetzt oder gleich ganz
ignoriert.» (27.10.2018). Noch wichtiger als 
Frühenglisch oder Frühfranzösisch wäre danach 
wohl Frühdeutsch.

Di hofnung schtirbt zulezt. Auch bei Schuhl-
revormen.

Schiblis Wahrheiten

Assimiliert, integriert
Von Sigfried Schibli

«Die Assimilation eines Volkes beginnt immer bei
den Frauen.» So apodiktisch und klar steht das in
einem Text des Schriftstellers Joseph Roth, der
Mitte der Zwanzigerjahre des letzten Jahrhunderts
Kulturkorrespondent der Frankfurter Zeitung in 
Paris war. Man kann den 1927 geschriebenen 
Beitrag heute im Buch «Pariser Nächte» nach-
lesen, das Jan Bürger im Verlag C. H. Beck 
herausgegeben hat. Als Jude hatte Roth – er 
wurde später berühmt mit den Romanen «Hiob» 
und «Radetzkymarsch» – ein feines Sensorium für
die Situation religiöser und ethnischer Minder-
heiten und die Gefahren der Dominanz einer
Mehrheitsmeinung. Und er beobachtete, wie gute 
Journalisten das zu tun pflegen, die Welt mit offe-
nen Augen und ohne ideologische Scheuklappen.

«Die Assimilation eines Volkes beginnt immer
bei den Frauen»: Selten hat mir ein Satz spontan
so eingeleuchtet wie dieser. Haben nicht viele der
Probleme, die unsere westlichen Gesellschaften mit
Migrantinnen und Migranten aus fremden Kulturen
haben, auch damit zu tun, dass sich unter diesen
Zuwanderern so wenig Frauen befinden? Fehlt in
dieser Schicht der Bevölkerung nicht der mensch-
liche Kitt, das verbindende und Frieden stiftende
Element der jungen Töchter und der lebens-
erfahrenen Frauen? Gibt es ein besseres Mittel der
Integration als das Spiel der Kinder mit ihren
Müttern am Sandkasten und auf dem Spielplatz?

Das könnte gut so sein – und doch geht bei 
diesem Gedanken nicht alles auf: Joseph Roth 
spricht ja von Assimilation und nicht von Integra-
tion. Sein Text trägt den Titel «Juden auf Wander-
schaft». Roth hatte wohl vorwiegend die aus
Osteuropa stammenden Juden in Paris im Sinn
und nicht arabische und afrikanische Einwanderer. 
In seiner Reportage beschreibt er eine Szene in 

einem Pariser Theater, wo ein vorwiegend
jüdisches Publikum einem Schwank über eine
jüdische Familie beiwohnt, die aus ihrem russi-
schen Dorf nach Amerika auswandert. Roth
steigert sich förmlich in ein Lob der nach Frank-
reich emigrierten Jüdinnen unter den Theater-
besuchern hinein: «Die jungen jüdischen Frauen
sprachen nur französisch. Sie waren pariserisch 
elegant. Sie waren schön. Sie sahen aus wie
Frauen aus Marseille. Ich fand: Sie können leicht 
Pariserinnen werden. Sie sind pariserisch begabt.»

Das Wort Assimilation («Ähnlichwerden»)
hat heute einen leicht negativen Beigeschmack,
klingt nach Angleichung unter Zwang. Lieber
spricht man von Integration. Dabei vergisst man
leicht, dass eine gewisse Anpassungsleistung von 
Einwanderern unumgänglich ist, wenn ihre Inte-
gration gelingen soll. Wie aber verhalten sich 
Assimilation und Integration zueinander? Der
Londoner Bürgermeister Sadiq Khan, in London
geborener Sohn pakistanischer Einwanderer, 
antwortete auf die Frage nach dem Unterschied
zwischen den beiden Begriffen: «Wenn Immi-
granten sich assimilieren, akzeptieren sie die
Wege ihres Gastlandes und werden vollkommen
ein Teil der Gemeinschaft.» Dagegen verweise
Integration auf nach wie vor bestehende Grenzen
und sei durch die Gleichwertigkeit unterschied-
licher Kulturen definiert.

Man kann es vielleicht auch mit einem Beispiel 
ausdrücken. Ein deutscher Freund von mir lebt
seit Langem in der Schweiz. Er arbeitet und ver-
dient hier, nimmt regen Anteil am kulturellen
Leben und kennt sich bestens aus. Vor Kurzem ist 
er sogar Schweizer Bürger geworden. Aber er
spricht nach wie vor sein angestammtes Hoch-
deutsch, das ihn sofort als Deutschen erkennbar
macht. Fraglos ist er gut integriert, aber als assi-
miliert würde ich ihn nicht bezeichnen.

Vogts Vogelschau

Sommerzeit, kein Problem
Von Markus Vogt

Ein schöner Sommer
geht zu Ende, und mit 
ihm bald auch wieder
die Sommerzeit. Am 
28. Oktober wird wie-
der auf die Normalzeit
umgestellt; um 3 Uhr
morgens stellen wir
die Uhr um eine
Stunde zurück. Viel-
leicht machen wir
diese Übung zum letz-
ten Mal, warnen seit

Neuestem Medienberichte – die EU wolle die
Zeitumstellung abschaffen. Das Thema liegt auf
dem Tisch, seit Jean-Claude Juncker, der
Präsident der EU-Kommission, der «Regierung»
der Europäischen Union, die Ergebnisse einer
Umfrage kommentiert hat und davon sprach,
rasch Taten folgen zu lassen.

Wovon Juncker sprach: Die EU hat zum
Thema eine Online-Umfrage durchführen lassen,
deren Ergebnisse wurden gegen Ende August
bekannt. Demnach haben sich 84 Prozent der
Umfrageteilnehmer für die Abschaffung der Zeit-
umstellung ausgesprochen, wollen also das ganze
Jahr über die gleiche Zeit haben. Eine zweite 
Aussage: Die meisten Umfrageteilnehmer bevor-
zugen, wenn es nur noch eine Zeit gäbe, die
Sommerzeit. Zu beachten sind allerdings einige 
Details dieser Umfrage: Insgesamt haben nur
gerade 4,6 Millionen Menschen abgestimmt, was 
gerade mal 0,89 Prozent der EU-Bürger sind. Und 
3 Millionen der Abstimmenden stammten aus
Deutschland, dem einwohnerstärksten Land der
Union. Die geringste Teilnehmerquote wiesen
Italien und Rumänien (je 0,4 Prozent der

Bevölkerung) sowie Grossbritannien (0,2 Pro-
zent) auf. Die Aussagekraft der Umfrage ist daher 
nicht allzu hoch einzustufen. «Die Menschen
wollen das, wir machen das», wird Juncker in der
NZZ noch mit einer Aussage zitiert, die er im
deutschen Fernsehsender ZDF gemacht habe. Die
Kommission hatte zwar immer betont, dass die
Umfrage nicht bindend sei; trotzdem sprach 
Juncker davon, die Ergebnisse zügig umzusetzen.

Zeitumstellungen gibt es seit über hundert 
Jahren. Schon während des Ersten Weltkriegs 
haben Deutschland und Österreich-Ungarn an
der Uhr gedreht und die Zeit im Sommer um eine
Stunde vorgestellt. Das war für die damalige Zeit
eine flächendeckende Aktion, und entsprechend
ging sie in die Geschichte ein. Allerdings waren 
die Deutschen und die Donaumonarchie nicht die
Ersten: Schon im Jahr 1908 hatte die kanadische 
Stadt Thunder Bay im Staat Ontario die Zeit um
eine Stunde vorgestellt, vom 1. Juli bis zum
1. September 1908. Das Ziel war, pro Tag eine
Stunde mehr Tageslicht geniessen zu können.

Die Schweiz stand bei diesem Thema lange 
abseits. Nach der Ölkrise von 1973 hatten viele 
europäische Länder die Sommerzeit eingeführt,
aus energiepolitischen Gründen, wie es damals
hiess. In der Schweiz sagte das Volk zuerst in einer
Volksabstimmung (1978) Nein. Unser Land ver-
wandelte sich, zusammen mit Liechtenstein, zu
einer Zeitinsel in Europa. Dieser kuriose Zustand
währte allerdings nur bis 1981, als das Gesetz zur
Einführung der Sommerzeit in Kraft trat.

Sollte die EU tatsächlich Ernst machen mit der
Abschaffung der Sommerzeit, was nicht zu hoffen
ist, müsste die Schweiz wohl wieder mitziehen.
Sie würde damit eine Lösung finden für eine
Frage, die gar kein Problem ist. Und man darf mit
Fug und Recht fragen, was die EU denn mit den
wirklichen Problemen macht.
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Flankierendes 
Rahmenabkommen 
Von Silvio Borner

Wie bitte? Offensicht-
lich sind die «Flankie-
renden Massnahmen» 
(FLAM ) zur Haupt-
und das Rahmen-
abkommen zur Neben-
sache geworden. Das
hat der Bundesrat 
durch diplomatisches
Ungeschick und politi-
sche Linkslastigkeit
selber verschuldet und 
sich in eine Sackgasse

manövriert. Flankierende interne Regulierungen
als «Rote Linien» herauszuposaunen, war ein
kapitaler Verhandlungsfehler. Oder war es ein
geschickter Schachzug der Linken, die damit ein
Quasi-Veto-Recht zugespielt erhielten?

Die Abschaffung oder zumindest die
Abschwächung der FLAM hätte von der bürger-
lichen Mehrheit im Bundesrat als Chance genutzt
werden sollen. Denn diese FLAM schaden uns
selber langfristig weit mehr als der EU. Leider 
sehen grosse Teile des Gewerbes das nicht so. Ein
möglicher Ausweg besteht darin, vor der EU bei
allen wirklich zentralen Forderungen wie Streit-
schlichtung, dynamische Rechtsübernahme und
aussenwirtschaftliche Souveränitäts-Verluste
einzuknicken, aber als Scheinerfolg ein «Konzes-
siönchen» bei den FLAM zu feiern. De facto wäre
das eine Vorstufe für einen EU-Beitritt. Economie-
suisse und die Gewerkschaften würden dann
gemeinsam bei der Volksabstimmung zugunsten 
des Rahmenabkommens kämpfen und könnten
sehr wohl durchkommen.

Aber dahinter versteckt sich ein weiterer Kuh-
handel zwischen dem Strom- und dem Rahmen-
abkommen. Frau Leuthard fordert das Strom-
abkommen seit Längerem lautstark, weil die ES 
2050 mittlerweile zu einer Importhoffnung 
mutiert ist. Das BFE geht bei seinen optimisti-
schen Prognosen zur Versorgungssicherheit  –
naiv oder opportunistisch – davon aus, dass das
Stromabkommen unter Dach und Fach sei. Die
EU hat diesen Gratis-Trumpf dankbar entgegen-
genommen und kann uns damit unter enormen
Druck setzen. Ohne Rahmenabkommen wird sie
uns keine Strommarkt-Integration zugestehen.
Die Rückversicherungen mit AKWs werden wir in
Bälde nicht mehr haben und uns einer fatalen
Auslandabhängigkeit ausliefern. Zudem ist ab-
sehbar, dass schon in den 20er-Jahren vor allem
im Winter – aber nicht nur – europaweite Ver-
sorgungs-Engpässe immer häufiger werden.

Ein Stromabkommen wäre deshalb für uns
kurzfristig eine Chance, weil wir an gewissen
Tagen schon heute knapp die Hälfte unseres Ver-
brauchs importieren. Es beinhaltet aber auch das
längerfristige Risiko, dass unsere Leitungskapazi-
täten und die schon für uns nicht ausreichenden
Speicherseen immer stärker den Nachbarn zur
Verfügung gestellt werden müssten. Hinzu kommt
jetzt analog zum Lohnschutz noch der Monopol-
schutz für all die lokalen oder regionalen Strom-
versorger, die im Ausland billig einkaufen und uns
gefangenen Kunden – Haushalte und KMUs – mit
vielen Tricks und Propaganda überteuerten, aber
angeblich sauberen Strom andrehen. Eine interne
Liberalisierung des Strommarkts wäre aber mit
einem EU-Abkommen untrennbar verbunden. Das
würde die links-grün dominierte Stromverteiler-
branche total über den Haufen werfen und analog
zum aufgeweichten Lohnschutz entsprechenden
Widerstand gegen ein Rahmenabkommen
auslösen. Und bisher haben die Grün-Linken
Liberalisierungs-Abstimmungen gewonnen oder
Neuvorlagen hinausschieben können. Wer weiss,
ob ein EWR-Beitritt vor einem Vierteljahrhundert
nicht doch besser gewesen wäre, weil die
Bilateralen sich innenpolitisch total verheddern?
Silvio Borner ist emeritierter Professor der Ökonomie
am WWZ der Universität Basel.

|  Donnerstag, 4. Oktober 2018  |  Seite 19Meinungen und Profile.

Bundeshaus. Dominik Feusi (fi), Leitung –
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Marc Surer

Kultur. Raphael Suter (ras), Leitung –
Markus Wüest (mw), stv. Leitung –
Simon Bordier (bor) – Christoph Heim (hm) –
Nick Joyce (nj) – Stephan Reuter (sr) –
Christine Richard (chr) – Sigfried Schibli (bli) –
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